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261/2021 
 

Haushaltssatzung 

der Stadt Bad Wünnenberg für das Haushaltsjahr 2021 
 

Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NW. 1994 S. 666) unter Berücksichtigung aller seit-
dem erfolgten Änderungen hat der Rat der Stadt Bad Wünnenberg mit Beschluss vom 25. März 
2021 folgende Haushaltssatzung erlassen: 

 

 

§ 1 

 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021, der die für die Erfüllung der Aufgaben der Ge-
meinde voraussichtlich erzielbaren Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie eingehenden 
Einzahlungen und zu leistenden Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen 
enthält, wird 

 

 

im Ergebnisplan mit 

Gesamtbetrag der Erträge auf    37.342.563,00 EUR 

 

Gesamtbetrag der Aufwendungen auf   38.405.060,00 EUR 

  

im Finanzplan mit 

Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender 

Verwaltungstätigkeit auf     32.314.413,00 EUR 

Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender  

Verwaltungstätigkeit auf     35.112.537,00 EUR 

 

Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der 

Investitionstätigkeit auf      11.902.700,00 EUR 

Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der 

Investitionstätigkeit auf     13.867.700,00 EUR 

 

Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der 

Finanzierungstätigkeit auf      1.965.000,00 EUR 

Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der 

Finanzierungstätigkeit auf         280.000,00 EUR 

 

festgesetzt. 
 

 

§ 2 

 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investitionen erforderlich ist, wird auf 
1.965.000,00 EUR festgesetzt.  
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§ 3 

 

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 

 

 

 

§ 4 

 
Die Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage aufgrund des voraussichtlichen Jahresergebnisses im 
Ergebnisplan wird auf 1.062.497,00 EUR festgesetzt.  

 

 

 

§ 5 

 

Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in Anspruch genommen werden dür-
fen, wird auf 6.000.000,00 EUR festgesetzt. 

 

 

 

§ 6 

 

Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das Haushaltsjahr 2021 wie folgt festge-
setzt: 

 

1. Grundsteuer   

1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 

(Grundsteuer A) auf        250 v. H. 

1.2 für die Grundstücke 

(Grundsteuer B) auf        429 v. H. 

 

2. Gewerbesteuer auf        390 v. H. 

 

 

 

§ 7 

 

Haushaltssicherungskonzept  

 

entfällt. 
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Bekanntmachung der Haushaltssatzung 

 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2021 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 

 
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gemäß § 80 Abs. 5 GO NW dem Landrat als untere staat-
liche Verwaltungsbehörde in Paderborn mit Schreiben vom 29.03.2021 angezeigt worden. 

 
Der Haushaltsplan wird vom 22.04.2021 bis zum Ende der Auslegung des Jahresabschlusses für das 
Jahr 2021 im Verwaltungsgebäude der Stadt Bad Wünnenberg im Stadtteil Fürstenberg, Poststraße 
15, während der allgemeinen Öffnungszeiten der Verwaltung zur Einsichtnahme verfügbar gehalten.  

 
 
 

Hinweis 
 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Satzung 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es 
sei denn 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung oder Anzeige fehlt 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden 

 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
 
 
 
 

Bad Wünnenberg, den 13. April 2021 
 
 
  
 
 

 
Christian Carl 
Bürgermeister 
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262/2021 
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263/2021 
 
Öffentliche Zustellung 
 
 
 
eines Schreibens des Kreises Paderborn 
 
 
Gem. §§ 1, 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeszu-
stellungsgesetz – LZG) vom 07.03.2006 wird das Schreiben des Kreises Paderborn, Amt 32 (Ord-
nungsamt) vom 20.04.2021, Az.: 32/3858 05 an 
 
Herrn 
Dr. Manar Chikh Trab 
letzte bekannte Anschrift: Milanweg 35, 33100 Paderborn 
 
durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
 
Eine Zustellung auf andere Art kann nicht erfolgen, da der derzeitige Aufenthaltsort des Empfängers 
unbekannt ist und eine Zustellung an einen Vertreter oder Zustellungsbevollmächtigten nicht möglich 
ist. 
 
Das Schreiben des Kreises Paderborn vom 20.04.2021 (Az.: 32/3858 05) kann beim Kreis Paderborn 
– Amt 32, Aldegreverstr. 10 - 14, 33102 Paderborn, Gebäudeteil C, Zimmer C.00.06, während der 
üblichen Sprechzeiten (Mo – Fr: 08:30 – 12:00 Uhr, Do: 14:00 – 18:00 Uhr und nach Vereinbarung) 
eingesehen werden. 
 
 
Hinweis: 
Durch die öffentliche Zustellung wird eine Frist in Gang gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste 
drohen können. Das Schreiben gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung bezie-
hungsweise seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. 
 
 
 
 
Kreis Paderborn 
Der Landrat 
Im Auftrag 
 
gez. 
Gottwick 
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264/2021 
 
Öffentliche Zustellung 
 
 
 
eines Bescheides des Kreises Paderborn 
 
 
Gem. §§ 1, 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeszu-
stellungsgesetz – LZG) vom 07.03.2006 wird der Bescheid des Kreises Paderborn, Amt 36 (Straßen-
verkehrsamt) vom 08.04.2021, Az.: 36.1 /GT-BQ3001 an. 
 
Herrn 
Earp, Paul Andrew 
letzte bekannte Anschrift: Bielefelder Straße 145 A, 33104 Paderborn 
 
durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
 
Eine Zustellung auf andere Art kann nicht erfolgen, da der derzeitige Aufenthaltsort des Empfängers 
unbekannt ist und eine Zustellung an einen Vertreter oder Zustellungsbevollmächtigten nicht möglich 
ist. 
 
Der Bescheid des Kreises Paderborn vom 08.04.2021 (Az.: 36.1/GT-BQ3001) kann beim Kreis Pa-
derborn - Straßenverkehrsamt , An der Talle 7, 33102 Paderborn, Zimmer 123, während der üblichen 
Sprechzeiten (Montag bis Freitag 07.30 bis 12.00 Uhr, Dienstag von 14.00 bis 16.00 Uhr und Don-
nerstag von 14.00 bis 18.00 Uhr) eingesehen werden. 
 
 
Hinweis: 
Durch die öffentliche Zustellung wird eine Frist in Gang gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste 
drohen können. Der Bescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung bezie-
hungsweise seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. 
 
 
 
 
Kreis Paderborn 
Der Landrat 
Im Auftrag 
 
gez. 
Markman 
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265/2021 
 
Öffentliche Zustellung 
 
 
 
eines Bescheides des Kreises Paderborn 
 
 
Gem. §§ 1, 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeszu-
stellungsgesetz – LZG) vom 07.03.2006 wird der Bescheid des Kreises Paderborn, Amt 36 (Straßen-
verkehrsamt) vom 09.04.2021, Az.: 36.1/VA1/PB-VM5711 an. 
 
Frau 
Meinard, Vanessa Maria 
letzte bekannte Anschrift: Osterberg 12, 33106 Paderborn 
 
durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
 
Eine Zustellung auf andere Art kann nicht erfolgen, da der derzeitige Aufenthaltsort des Empfängers 
unbekannt ist und eine Zustellung an einen Vertreter oder Zustellungsbevollmächtigten nicht möglich 
ist. 
 
Der Bescheid des Kreises Paderborn vom 09.04.2021 (Az.: 36.1/VA1/PB-VM5711) kann beim Kreis 
Paderborn - Straßenverkehrsamt , An der Talle 7, 33102 Paderborn, Zimmer 123, während der übli-
chen Sprechzeiten (Montag bis Freitag 07.30 bis 12.00 Uhr, Dienstag von 14.00 bis 16.00 Uhr und 
Donnerstag von 14.00 bis 18.00 Uhr) eingesehen werden. 
 
 
Hinweis: 
Durch die öffentliche Zustellung wird eine Frist in Gang gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste 
drohen können. Der Bescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung bezie-
hungsweise seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. 
 
 
 
 
Kreis Paderborn 
Der Landrat 
Im Auftrag 
 
gez. 
Markman 
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266/2021 
 
Öffentliche Zustellung 
 
 
 
eines Bescheides des Kreises Paderborn 
 
 
Gem. §§ 1, 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeszu-
stellungsgesetz – LZG) vom 07.03.2006 wird der Bescheid des Kreises Paderborn, Amt 36 (Straßen-
verkehrsamt) vom 07.04.2021, Az.: 36.1/VA1/PB-AD1505 an. 
 
Frau 
Fiterer, Angelika 
letzte bekannte Anschrift: Burgstraße 3, 33142 Büren 
 
durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
 
Eine Zustellung auf andere Art kann nicht erfolgen, da der derzeitige Aufenthaltsort des Empfängers 
unbekannt ist und eine Zustellung an einen Vertreter oder Zustellungsbevollmächtigten nicht möglich 
ist. 
 
Der Bescheid des Kreises Paderborn vom 07.04.2021 (Az.: 36.1/VA1/PB-AD1505) kann beim Kreis 
Paderborn - Straßenverkehrsamt , An der Talle 7, 33102 Paderborn, Zimmer 123, während der übli-
chen Sprechzeiten (Montag bis Freitag 07.30 bis 12.00 Uhr, Dienstag von 14.00 bis 16.00 Uhr und 
Donnerstag von 14.00 bis 18.00 Uhr) eingesehen werden. 
 
 
Hinweis: 
Durch die öffentliche Zustellung wird eine Frist in Gang gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste 
drohen können. Der Bescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung bezie-
hungsweise seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. 
 
 
 
 
Kreis Paderborn 
Der Landrat 
Im Auftrag 
 
gez. 
Markman 
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267/2021 
 
Öffentliche Zustellung 
 
 
 
eines Bescheides des Kreises Paderborn 
 
  
 
Gem. §§ 1, 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeszu-
stellungsgesetz – LZG) vom 07.03.2006 wird der Bescheid des Kreises Paderborn, Amt 36 (Straßen-
verkehrsamt) vom .13.04.21, Az.: 36/PB-SF1977an 
 
Herrn 
Frank Strunz 
letzte bekannte Anschrift: Südstraße 46, 33129 Delbrück 
durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
 
Eine Zustellung auf andere Art kann nicht erfolgen, da der derzeitige Aufenthaltsort des Empfängers 
unbekannt ist und eine Zustellung an einen Vertreter oder Zustellungsbevollmächtigten nicht möglich 
ist. 
 
Der Bescheid des Kreises Paderborn vom 13.04.2021 (Az.: 36/SF1977) kann beim Kreis Paderborn - 
Straßenverkehrsamt , An der Talle 7, 33102 Paderborn, Zimmer 123, während der üblichen Sprech-
zeiten (Montag bis Freitag 07.30 bis 12.00 Uhr, Dienstag von 14.00 bis 16.00 Uhr und Donnerstag 
von 14.00 bis 18.00 Uhr) eingesehen werden. 
 
 
Hinweis: 
Durch die öffentliche Zustellung wird eine Frist in Gang gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste 
drohen können. Der Bescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung bezie-
hungsweise seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. 
 
 
 
 
Kreis Paderborn 
Der Landrat 
Im Auftrag 
 
gez. 
Schäfer 
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268/2021 
 
Öffentliche Zustellung 
 
 
 
eines Bescheides des Kreises Paderborn 
 
 
Gem. §§ 1, 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeszu-
stellungsgesetz – LZG) vom 07.03.2006 wird der Bescheid des Kreises Paderborn, Amt 36 (Straßen-
verkehrsamt) vom 09.04.2021, Az.: 36.1/VA1/PB-A852 an. 
 
Frau 
Sarova, Valentina 
letzte bekannte Anschrift: Wilhelm-Hücker-Straße 8, 33175 Bad Lippspringe 
 
durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
 
Eine Zustellung auf andere Art kann nicht erfolgen, da der derzeitige Aufenthaltsort des Empfängers 
unbekannt ist und eine Zustellung an einen Vertreter oder Zustellungsbevollmächtigten nicht möglich 
ist. 
 
Der Bescheid des Kreises Paderborn vom 09.04.2021 (Az.: 36.1/VA1/PB-A852) kann beim Kreis Pa-
derborn - Straßenverkehrsamt , An der Talle 7, 33102 Paderborn, Zimmer 123, während der üblichen 
Sprechzeiten (Montag bis Freitag 07.30 bis 12.00 Uhr, Dienstag von 14.00 bis 16.00 Uhr und Don-
nerstag von 14.00 bis 18.00 Uhr) eingesehen werden. 
 
 
Hinweis: 
Durch die öffentliche Zustellung wird eine Frist in Gang gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste 
drohen können. Der Bescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung bezie-
hungsweise seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. 
 
 
 
 
Kreis Paderborn 
Der Landrat 
Im Auftrag 
 
gez. 
Markman 
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269/2021 
 
Öffentliche Zustellung 
 
 
 
eines Bescheides des Kreises Paderborn 
 
Gem. §§ 1, 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeszu-
stellungsgesetz – LZG) vom 07.03.2006 wird der Bescheid des Kreises Paderborn, Amt 36 (Straßen-
verkehrsamt – Führerscheinstelle) vom 12.03.2021, Az.: 362150-09.12.94 an 
 
Herrn 
Michael Edward Kurnik 
Staropolska 14, 32-851 Jadowinki - Polen 
 
durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
 
Eine Zustellung auf andere Art kann nicht erfolgen, da der derzeitige Aufenthaltsort des Empfängers 
unbekannt ist und eine Zustellung an einen Vertreter oder Zustellungsbevollmächtigten nicht möglich 
ist. 
 
Der Bescheid des Kreises Paderborn vom 12.03.2021 (Az.: 362150-09.12.94) kann beim Kreis Pa-
derborn - Straßenverkehrsamt / Fahrerlaubnisbehörde - , An der Talle 7, 33102 Paderborn, Zimmer 
112, während der üblichen Sprechzeiten (Montag bis Freitag 07.30 bis 12.00 Uhr, Dienstag von 14.00 
bis 16.00 Uhr und Donnerstag von 14.00 bis 18.00 Uhr) eingesehen werden. 
 
 
Hinweis: 
Durch die öffentliche Zustellung wird eine Frist in Gang gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste 
drohen können. Der Bescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung bezie-
hungsweise seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. 
 
 
Kreis Paderborn 
Der Landrat 
Im Auftrag 
 
gez. 
Junge 
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270/2021 
 
Öffentliche Zustellung 
 
 
 
eines Bescheides des Kreises Paderborn 
 
  
 
Gem. §§ 1, 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeszu-
stellungsgesetz – LZG) vom 07.03.2006 wird der Bescheid des Kreises Paderborn, Amt 36 (Straßen-
verkehrsamt) vom .15.04.21, Az.: 36/PB-VP798 an 
 
Herrn 
Gankhuyag Batbold 
letzte bekannte Anschrift: Fürstenweg 12, 33102 Paderborn 
durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
 
Eine Zustellung auf andere Art kann nicht erfolgen, da der derzeitige Aufenthaltsort des Empfängers 
unbekannt ist und eine Zustellung an einen Vertreter oder Zustellungsbevollmächtigten nicht möglich 
ist. 
 
Der Bescheid des Kreises Paderborn vom 15.04.2021 (Az.: 36/VP798) kann beim Kreis Paderborn - 
Straßenverkehrsamt , An der Talle 7, 33102 Paderborn, Zimmer 123, während der üblichen Sprech-
zeiten (Montag bis Freitag 07.30 bis 12.00 Uhr, Dienstag von 14.00 bis 16.00 Uhr und Donnerstag 
von 14.00 bis 18.00 Uhr) eingesehen werden. 
 
 
Hinweis: 
Durch die öffentliche Zustellung wird eine Frist in Gang gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste 
drohen können. Der Bescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung bezie-
hungsweise seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. 
 
 
 
 
Kreis Paderborn 
Der Landrat 
Im Auftrag 
 
gez. 
Schäfer 
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271/2021 
 
Öffentliche Zustellung 
 
 
 
eines Bescheides des Kreises Paderborn 
 
  
 
Gem. §§ 1, 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeszu-
stellungsgesetz – LZG) vom 07.03.2006 wird der Bescheid des Kreises Paderborn, Amt 36 (Straßen-
verkehrsamt) vom .15.04.21, Az.: 36/PB-VZ718 an 
 
Herrn 
Ionel Manaila 
letzte bekannte Anschrift: Heuweg 19, 33181 Bad Wünnenberg 
durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
 
Eine Zustellung auf andere Art kann nicht erfolgen, da der derzeitige Aufenthaltsort des Empfängers 
unbekannt ist und eine Zustellung an einen Vertreter oder Zustellungsbevollmächtigten nicht möglich 
ist. 
 
Der Bescheid des Kreises Paderborn vom 15.04.2021 (Az.: 36/PB-VZ718) kann beim Kreis Pader-
born - Straßenverkehrsamt , An der Talle 7, 33102 Paderborn, Zimmer 123, während der üblichen 
Sprechzeiten (Montag bis Freitag 07.30 bis 12.00 Uhr, Dienstag von 14.00 bis 16.00 Uhr und Don-
nerstag von 14.00 bis 18.00 Uhr) eingesehen werden. 
 
 
Hinweis: 
Durch die öffentliche Zustellung wird eine Frist in Gang gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste 
drohen können. Der Bescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung bezie-
hungsweise seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. 
 
 
 
 
Kreis Paderborn 
Der Landrat 
Im Auftrag 
 
gez. 
Schäfer 
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272/2021 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
 

Kreis Paderborn 
Der Landrat 

Aldegreverstr. 10-14 
33102 Paderborn 

 
 
Az.: 66.3/41253-20-600 
 

Änderungsantrag nach § 16 BImSchG: 
Vertiefung und Steinbrucherweiterung mit Wiederverfüllung in Salzkotten-Niederntudorf 

 
 
Entfall des Erörterungstermins am 27.04.2021  
 
Die Stelbrink Natursteinbetrieb GmbH & Co. KG, In der Neustadt 1, 31737 Rinteln hat gemäß § 16 
Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) die Genehmigung zur wesentlichen Änderung des Kalk-
steinbruchs durch Vertiefung und Erweiterung mit anschließender Wiederverfüllung beantragt. Der 
Vorhabenstandort befindet sich in Salzkotten, Gemarkung Niederntudorf, Flur 6, Flurstücke 115 – 
117, 271, 22, 24, 25, 64, 204, 205, 175 und 261.  
 
Das Vorhaben wurde am 03.02.2021 gemäß § 10 Abs. 3 BImSchG i.V.m. §§ 8 ff. der Verordnung 
über das Genehmigungsverfahren (9. BImSchV) und § 19 UVPG öffentlich bekanntgemacht.  
 
Hiermit wird öffentlich bekannt gegeben, dass der für den 27.04.2021 vorgesehene Termin zur münd-
lichen Erörterung der Einwendungen für das o.g. Vorhaben verschoben wird. Der neue Termin zur 
Erörterung der Einwendungen wird rechtzeitig bekanntgegeben.   
 
 
Im Auftrag  
 
gez.  
 
Kasmann 
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273/2021 
 

Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen 

für die Wahl zum 20. Deutschen Bundestag 

am 26. September 2021  

 
Der Bundespräsident hat durch Anordnung vom 08. Dezember 2020 (BGBl. I S. 2769) den 26. Sep-
tember 2020 als Wahltag für die Wahl zum 20. Deutschen Bundestag bestimmt. Gemäß § 32 der 
Bundeswahlordnung (BWO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. April 2002 (BGBl. I S. 
1376), zuletzt geändert durch Artikel 10 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328), fordere 
ich hiermit auf, Wahlvorschläge (Kreiswahlvorschläge) für die Wahl im Wahlkreis 137 Paderborn ein-
zureichen. 
 
 
Hierzu gebe ich folgendes bekannt: 
 
1. Frist für die Einreichung von Wahlvorschlägen  

 
Für die Wahl zum 20. Deutschen Bundestag am 26. September 2021 können Wahlvorschläge für 
die Wahl im Wahlkreis 137 Paderborn beim Kreiswahlleiter dieses Wahlkreises in 33102 Pader-
born, Aldegreverstraße 10 - 14 (Kreishaus, Amt 10, Zentrale Dienste, Büro des Kreistages, Zim-
mer A.07.10), spätestens bis 

 
Montag, 19. Juli 2021, 18:00 Uhr  

 
eingereicht werden (§ 19 des Bundeswahlgesetzes - BWG - in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 23. Juli 1993 (BGBl. I S. 1288, 1594), zuletzt geändert durch Art 1 des Gesetzes vom 
14. November 2020 (BGBl. I, S. 2395). 
  
Es wird gebeten, die Wahlvorschläge möglichst frühzeitig vor diesem Termin einzureichen, damit 
etwaige Mängel, welche die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, rechtzeitig behoben werden 
können.  
 
 

2. Wahlvorschlagsrecht 
 
Wahlvorschläge können von Parteien und nach Maßgabe des § 20 BWG von Wahlberechtigten 
eingereicht werden (§ 18 BWG). 
 
 

3. Wahlkreisbezeichnung und Wahlkreiseinteilung 
 
Nach der Anlage zum Bundeswahlgesetz lautet die Bezeichnung des Wahlkreises 137 Pader-
born. Der Wahlkreis setzt sich zusammen aus den zehn kreisangehörigen Städten und Gemein-
den Altenbeken, Bad Lippspringe, Bad Wünnenberg, Borchen, Büren, Delbrück, Hövelhof, Lich-
tenau, Paderborn und Salzkotten.  
 
 

4. Inhalt und Form der Wahlvorschläge  
 
Der Kreiswahlvorschlag soll gemäß § 34 Abs. 1 BWO nach dem Muster der Anlage 13 der BWO 
eingereicht werden. Er muss enthalten: 
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a) den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder Stand, das Geburtsdatum, den Geburtsort 
und die Anschrift (Hauptwohnung) der Bewerberin/ des Bewerbers, 

 
b) den Namen der einreichenden Partei und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch 

diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen (§ 20 Abs. 3 BWG) deren Kennwort. 
 
Der Kreiswahlvorschlag darf nur den Namen einer Bewerberin / eines Bewerbers enthalten. Jede 
Bewerberin / jeder Bewerber kann nur in einem Wahlkreis und hier nur in einem Kreiswahlvor-
schlag benannt werden. Als Bewerber/-in kann nur vorgeschlagen werden, wer seine Zustim-
mung dazu schriftlich erteilt hat; die Zustimmung ist unwiderruflich (§ 20 Abs. 1 BWG).  
 
Der Kreiswahlvorschlag soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der stell-
vertretenden Vertrauensperson enthalten. Fehlt diese Bezeichnung, so gilt die Person, die als 
erste unterzeichnet hat, als Vertrauensperson und diejenige, die als zweite unterzeichnet hat, als 
stellvertretende Vertrauensperson. Soweit im Bundeswahlgesetz nichts nderes bestimmt ist, sind 
nur die Vertrauensperson und die stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zum Kreiswahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen. Die Ver-
trauensperson und die stellvertretende Vertrauensperson können durch schriftliche Erklärung der 
Mehrheit der Unterzeichner des Kreiswahlvorschlages an den Kreiswahlleiter abberufen und 
durch andere ersetzt werden (§ 22 BWG).  
 
Als Bewerberin / Bewerber einer Partei kann in einem Kreiswahlvorschlag nur benannt werden, 
wer wählbar ist (§ 15 BWG), nicht Mitglied einer anderen Partei ist und in einer Mitgliederver-
sammlung zur Wahl eines Wahlkreisbewerbers oder in einer besonderen oder allgemeinen Ver-
treterversammlung hierzu in geheimer Abstimmung gewählt worden ist. Mitgliederversammlung 
zur Wahl eines Wahlkreisbewerbers ist eine Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammen-
tritts im Wahlkreis zum Deutschen Bundestag wahlberechtigten Mitglieder der Partei. Besondere 
Vertreterversammlung ist eine Versammlung der von einer derartigen Mitgliederversammlung 
aus ihrer Mitte gewählten Vertreter. Allgemeine Vertreterversammlung ist eine nach der Satzung 
der Partei (§ 6 des Parteiengesetzes – ParteiG) allgemein für bevorstehende Wahlen von einer 
derartigen Mitgliederversammlung aus ihrer Mitte bestellte Versammlung (§ 21 Abs. 1 BWG). 
 
Die Aufstellung der Bewerber/- innen war frühestens 32 Monate nach Beginn der Wahlperiode, d. 
h. frühestens seit dem 25. Juni 2020, möglich. Die Wahl der Vertreter/ -innen für die Vertreter-
versammlung darf frühestens 29 Monate nach Beginn der Wahlperiode, d. h. frühestens ab dem 
25. März 2020, stattgefunden haben (§ 21 Abs. 3 BWG).  
 
Der Vorstand des Landesverbandes oder, wenn Landesverbände nicht bestehen, die Vorstände 
der nächstniedrigen Gebietsverbände (§ 7 Abs. 2 ParteiG), in deren Bereich der Wahlkreis liegt, 
oder eine andere in der Parteisatzung hierfür vorgesehene Stelle können gegen den Beschluss 
einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung Einspruch erheben. Auf einen solchen Einspruch ist 
die Abstimmung zu wiederholen; ihr Ergebnis ist endgültig (§ 21 Abs. 4 BWG). 
 
Das Nähere über die Wahl der Vertreter/-innen für die Vertreterversammlung, über die Einberu-
fung und Beschlussfähigkeit der Mitglieder- oder Vertreterversammlung sowie über das Verfah-
ren für die Wahl der Bewerberin / des Bewerbers regeln die Parteien durch ihre Satzungen (§ 21 
Abs. 5 BWG).  
 
 

5. Unterzeichnung der Kreiswahlvorschläge  
 
Kreiswahlvorschläge von Parteien sind von mindestens drei Mitgliedern des Vorstandes des 
Landesverbandes, darunter der / dem Vorsitzenden oder ihrer / seinem Stellvertreter/-in, persön-
lich und handschriftlich zu unterzeichnen. Hat eine Partei in einem Land keinen Landesverband  
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oder keine einheitliche Landesorganisation, so müssen die Kreiswahlvorschläge von den Vor-
ständen der nächstniedrigen Gebietsverbände (§ 7 Abs. 2 ParteiG), in deren Bereich der Wahl-
kreis liegt, dem Satz 1 gemäß unterzeichnet sein. Die Unterschriften des einreichenden Vorstan-
des genügen, wenn er innerhalb der Einreichungsfrist nachweist, dass der Landeswahlleiter eine 
schriftliche, dem Satz 1 entsprechende Vollmacht der anderen beteiligten Vorstände vorliegt 
(§ 34 Abs. 2 BWO).  
 
 

6. Beteiligungsanzeige  
 
Parteien, die im Deutschen Bundestag oder in einem Landtag seit deren letzter Wahl nicht auf 
Grund eigener Wahlvorschläge ununterbrochen mit mindestens fünf Abgeordneten vertreten wa-
ren, können einen Wahlvorschlag nur einreichen, wenn der Bundeswahlausschuss ihre Parteiei-
genschaft festgestellt hat. Zu diesem Zweck müssen diese Parteien spätestens am 

 
Montag, 21. Juni 2021, 18.00 Uhr, 

 
dem Bundeswahlleiter, Statistisches Bundesamt, 65180 Wiesbaden, ihre Beteiligung an der 
Wahl schriftlich angezeigt haben. In der Anzeige ist anzugeben, unter welchem Namen sich die 
Partei an der Wahl beteiligen will (§ 18 Abs. 2 BWG). 
 
Die Anzeige muss von mindestens drei Mitgliedern des Bundesvorstandes, darunter der / dem 
Vorsitzenden oder ihrer / seinem Stellvertreter/-in, persönlich und handschriftlich unterzeichnet 
sein. Hat eine Partei keinen Bundesvorstand, so tritt der Vorstand der jeweils obersten Parteior-
ganisation an die Stelle des Bundesvorstandes. Der Anzeige sind die schriftliche Satzung, das 
schriftliche Programm und ein Nachweis über die satzungsgemäße Bestellung des Vorstandes 
beizufügen.  
 
Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass die Anzeige gemäß § 18 Abs. 2 BWG nicht durch die 
Übersendung der Unterlagen gemäß § 6 Abs. 3 ParteiG ersetzt wird, also unabhängig von die-
sen Mitteilungen geboten ist.  
 
Der Bundeswahlausschuss stellt spätestens am 
 

Freitag, 09. Juli 2021 
 
für alle Wahlorgane verbindlich fest, 
 
a) welche Parteien im Deutschen Bundestag oder in einem Landtag seit deren letzter Wahl auf 

Grund eigener Wahlvorschläge ununterbrochen mit mindestens fünf Abgeordneten vertreten 
waren, 

 
b) welche Vereinigungen, die ihre Beteiligung angezeigt haben, für die Wahl als Parteien anzu-

erkennen sind.  
 
Zu der Sitzung des Bundeswahlausschusses über die Feststellung der Parteieigenschaft werden 
die Vereinigungen, die ihre Beteiligung an der Wahl angezeigt haben, vom Bundeswahlleiter ein-
geladen. Die Feststellung des Bundeswahlausschusses macht der Bundeswahlleiter im Bundes-
anzeiger öffentlich bekannt. Sie ist für alle Wahlorgane verbindlich. 
 
Soweit sie durch die Entscheidung des Bundeswahlausschusses an der Einreichung von Wahl-
vorschlägen gehindert ist, kann eine Partei oder Vereinigung binnen vier Tagen nach Bekannt-
gabe Beschwerde zum Bundesverfassungsgericht erheben (§ 18 Abs. 4a BWG). 
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7. Unterstützungsunterschriften  
 
Die Kreiswahlvorschläge von Parteien, die im Deutschen Bundestag oder in einem Landtag seit 
deren letzter Wahl nicht auf Grund eigener Wahlvorschläge ununterbrochen mit mindestens fünf 
Abgeordneten vertreten waren, müssen ferner von mindestens 200 Wahlberechtigten des Wahl-
kreises persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein; die Wahlberechtigung der Unterzeich-
ner muss im Zeitpunkt der Unterzeichnung gegeben sein und ist bei Einreichung des Kreiswahl-
vorschlages nachzuweisen (§ 20 Abs. 2 BWG). 
 
Andere Kreiswahlvorschläge müssen ebenfalls von mindestens 200 Wahlberechtigten des Wahl-
kreises persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein; die Wahlberechtigung der Unterzeich-
nenden muss im Zeitpunkt der Unterzeichnung gegeben sein und ist bei Einreichung des Kreis-
wahlvorschlages nachzuweisen. Bei diesen Kreiswahlvorschlägen haben drei Unterzeichner/-
innen des Wahlvorschlages ihre Unterschriften auf dem Kreiswahlvorschlag (Anlage 13 BWO) 
selbst zu leisten (§ 20 Abs. 3 BWG, § 34 Abs. 3 BWO). 
 
Muss ein Kreiswahlvorschlag von mindestens 200 Wahlberechtigten des Wahlkreises unter-
zeichnet sein, so sind die Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach Anlage 14 BWO unter 
Beachtung folgender Vorschriften zu erbringen:  

 
a) Die Formblätter werden auf Anforderung vom Kreiswahlleiter kostenfrei geliefert. Bei der An-

forderung sind Familienname, Vornamen und Anschrift (Hauptwohnung) der vorgeschlagenen 
Bewerberin / des vorgeschlagenen Bewerbers anzugeben. Als Bezeichnung des Trägers des 
Wahlvorschlages, der den Kreiswahlvorschlag einreichen will, sind außerdem bei Parteien de-
ren Name und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwenden, auch diese, bei anderen Kreis-
wahlvorschlägen deren Kennwort anzugeben. Parteien haben ferner die Aufstellung der Be-
werberin / des Bewerbers in einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung nach § 21 BWG zu 
bestätigen. Der Kreiswahlleiter hat die in den Sätzen 2 und 3 genannten Angaben im Kopf der 
Formblätter zu vermerken. 

 
b) Die Wahlberechtigten, die einen Kreiswahlvorschlag unterstützen, müssen die Erklärung auf 

dem Formblatt persönlich und handschriftlich unterzeichnen; neben der Unterschrift sind Fa-
milienname, Vornamen, Geburtsdatum und Anschrift (Hauptwohnung) der Unterzeichnerin / 
des Unterzeichners sowie der Tag der Unterzeichnung anzugeben. Bei nicht im Wahlgebiet 
lebenden Wahlberechtigten im Sinne des § 12 Abs. 2 BWG ist der Nachweis für die Wahlbe-
rechtigung durch die Angaben gemäß Anlage 2 BWO und Abgabe einer Versicherung an Ei-
des statt zu erbringen. 

 
c) Für jede/n Unterzeichner/-in ist auf dem Formblatt oder gesondert eine Bescheinigung der 

Gemeindebehörde, bei der er im Wählerverzeichnis einzutragen ist, beizufügen, dass er im 
Zeitpunkt der Unterzeichnung in dem betreffenden Wahlkreis wahlberechtigt ist. Gesonderte 
Bescheinigungen des Wahlrechts sind vom Träger des Wahlvorschlages bei der Einreichung 
des Kreiswahlvorschlages mit den Unterstützungsunterschriften zu verbinden. Wer für einen 
anderen eine Bescheinigung des Wahlrechts beantragt, muss nachweisen, dass die / der Be-
treffende den Kreiswahlvorschlag unterstützt. 

 
d) Ein/e Wahlberechtigte/r darf nur einen Kreiswahlvorschlag unterstützen; hat jemand mehrere 

Kreiswahlvorschläge unterzeichnet, so ist ihre / seine Unterschrift auf allen weiteren Kreis-
wahlvorschlägen ungültig. 

 
e) Kreiswahlvorschläge von Parteien dürfen erst nach Aufstellung der Bewerberin / des Bewer-

bers durch eine Mitglieder- oder Vertreterversammlung unterzeichnet werden. Vorher geleis-
tete Unterschriften sind ungültig.  
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f) Nicht ordnungsgemäß erlangte Unterschriften werden gegebenenfalls als ungültig gewertet. 

Insoweit kann auch strafbares Handeln vorliegen (z.B. Wahldelikt nach § 108d Satz 2 Straf-
gesetzbuch (StGB) i.V.m. § 107a – Wahlfälschung – oder § 108a StGB – Wählertäuschung). 

 
 

8. Anlagen zum Kreiswahlvorschlag  
 
Dem Kreiswahlvorschlag sind gemäß § 34 Abs. 5 BWO folgende Anlagen beizufügen: 

 
a) Die Erklärung der / des vorgeschlagenen Bewerberin / Bewerbers nach dem Muster der Anla-

ge 15 BWO, dass er seiner Aufstellung zustimmt und für keinen anderen Wahlkreis seine Zu-
stimmung zur Benennung als Bewerberin / Bewerber gegeben hat. 

 
b) Eine Bescheinigung der zuständigen Gemeindebehörde oder, falls die / der Bewerber/-in kei-

ne Wohnung im Geltungsbereich des Bundeswahlgesetzes innehat und sich dort auch sonst 
nicht gewöhnlich aufhält, des Bundesministeriums des Innern nach dem Muster der Anlage 16 
BWO, dass die / der vorgeschlagene Bewerber/-in wählbar ist. 

 
c) Sofern der Kreiswahlvorschlag von einer Partei eingereicht wird, eine Ausfertigung der Nie-

derschrift über die Beschlussfassung der Mitglieder- oder Vertreterversammlung, in der die / 
der Bewerber/-in aufgestellt worden ist (im Falle eines Einspruchs nach § 21 Abs. 4 BWG 
auch eine Ausfertigung der Niederschrift über die wiederholte Abstimmung), mit der nach § 21 
Abs. 6 BWG vorgeschriebenen Versicherung an Eides statt, dass 
 
- die Wahl der Bewerberin / des Bewerbers in geheimer Abstimmung erfolgt ist,  

- jede / jeder stimmberechtigte Teilnehmer/-in der Versammlung vorschlagsberechtigt war 

und  

- die Bewerber/-innen Gelegenheit hatten, sich und ihr Programm in angemessener Zeit 
vorzustellen.  

 
sowie eine Versicherung an Eides statt der / des vorgeschlagenen Bewerberin / Bewerbers, 
dass sie / er nicht Mitglied einer anderen als der den Wahlvorschlag einreichenden Partei ist. 
 
Die Niederschrift soll nach dem Muster der Anlage 17 BWO gefertigt, die Versicherungen an 
Eides statt nach den Mustern der Anlagen 18 BWO bzw. 15 BWO abgegeben werden. 

 
d) Die erforderliche Zahl von Unterstützungsunterschriften nebst Bescheinigungen des Wahl-

rechts der Unterzeichnenden, sofern der Wahlvorschlag von mindestens 200 Wahlberechtig-
ten des Wahlkreises unterzeichnet sein muss. 

 
Die Bescheinigung des Wahlrechts (Anlage 14 BWO) und die Bescheinigung der Wählbarkeit 
(Anlage 16 BWO) werden kostenfrei erstellt.  
 
 

9. Zurücknahme und Änderung des Kreiswahlvorschlages 
 
Ein Kreiswahlvorschlag kann durch gemeinsame schriftliche Erklärung der Vertrauensperson und 
der stellvertretenden Vertrauensperson zurückgenommen werden, solange nicht über seine Zu-
lassung entschieden ist. Ein von mindestens 200 Wahlberechtigten unterzeichneter Kreiswahl-
vorschlag kann auch von der Mehrheit der Unterzeichnenden durch eine von ihnen persönlich 
und handschriftlich vollzogene Erklärung zurückgenommen werden (§ 23 BWG).  
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Ein Kreiswahlvorschlag kann nach Ablauf der Einreichungsfrist nur durch gemeinsame schriftli-
che Erklärung der Vertrauensperson und der stellvertretenden Vertrauensperson und nur dann 
geändert werden, wenn die / der Bewerber/-in stirbt oder die Wählbarkeit verliert. Das Verfahren 
nach § 21 BWG braucht nicht eingehalten zu werden, der Unterschriften nach § 20 Abs. 2 und 3 
BWG bedarf es nicht. Nach der Entscheidung über die Zulassung eines Kreiswahlvorschlages (§ 
26 Abs. 1 Satz 1 BWG) ist jede Änderung ausgeschlossen (§ 24 BWG).  

 
 
10. Vorprüfung der Kreiswahlvorschläge  

 
Die Kreiswahlvorschläge werden unverzüglich nach Eingang vom Kreiswahlleiter geprüft. Wer-
den Mängel festgestellt, so benachrichtigt der Kreiswahlleiter sofort die Vertrauensperson und 
fordert sie auf, behebbare Mängel rechtzeitig zu beseitigen. Nach Ablauf der Einreichungsfrist 
können gemäß § 25 Abs. 2 BWG nur noch Mängel an sich gültiger Wahlvorschläge behoben 
werden. Ein gültiger Wahlvorschlag liegt nicht vor, wenn 

 
a) die Form oder Einreichungsfrist des § 19 BWG nicht gewahrt ist,  
b) nicht sämtliche durch § 20 Abs. 2 und 3 BWG vorgeschriebenen Unterschriften - gegebenen-

falls mit Nachweis der Wahlberechtigung - vorhanden sind, es sei denn, der Nachweis kann in 
Folge von Umständen, die die / der Wahlvorschlagsberechtigte nicht zu vertreten hat, nicht 
rechtzeitig erbracht werden, 

 
c) bei einem Parteivorschlag die Parteibezeichnung fehlt, die nach § 18 Abs. 2 BWG erforderli-

che Feststellung der Parteieigenschaft abgelehnt ist oder die Nachweise über die Aufstellung 
der Bewerberin / des Bewerbers nach § 21 BWG fehlen, 

 
d) eine Bewerberin / ein Bewerber so mangelhaft bezeichnet ist, dass seine Person nicht fest-

steht, oder 
 
e) die Zustimmungserklärung der Bewerberin / des Bewerbers fehlt. 
 
Diese Mängel können nur bis zum Ablauf der Einreichungsfrist behoben werden. Nach der Ent-
scheidung über die Zulassung eines Kreiswahlvorschlages ist jede Mängelbeseitigung ausge-
schlossen (§ 25 Abs. 3 BWG). 
 
Gegen Verfügungen des Kreiswahlleiters im Mängelbeseitigungsverfahren kann die Vertrauens-
person den Kreiswahlausschuss anrufen (§ 25 Abs. 4 BWG). 

 
 
11. Zulassung der Kreiswahlvorschläge  

 
Gemäß § 26 Abs. 1 BWG entscheidet der Kreiswahlausschuss am 

 
Freitag, 30. Juli 2021 

 
über die Zulassung der Kreiswahlvorschläge in öffentlicher Sitzung. 

 
Zu der Sitzung des Kreiswahlausschusses werden die Vertrauenspersonen der Kreiswahlvor-
schläge vom Kreiswahlleiter eingeladen. Außerdem werden Zeit, Ort und Gegenstand der Ver-
handlungen des Kreiswahlausschusses gemäß § 5 Abs. 3 BWO im Amtsblatt für den Kreis Pa-
derborn öffentlich bekannt gemacht. Gleichzeitig erfolgt der Aushang im Eingangsbereich des 
Kreishauses Paderborn.  
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Der Kreiswahlausschuss hat Kreiswahlvorschläge zurückzuweisen, wenn sie 
 
a) verspätet eingereicht sind oder  
 
b) den Anforderungen nicht entsprechen, die durch das Bundeswahlgesetz und die Bundes-

wahlordnung aufgestellt sind, es sei denn, dass in diesen Vorschriften etwas anderes be-
stimmt ist (§ 26 Abs. 1 Satz 2 BWG).  

 
Der Kreiswahlausschuss stellt die zugelassenen Kreiswahlvorschläge mit den in § 34 Abs. 1 Satz 
2 BWO bezeichneten Angaben fest.  
 
Weist der Kreiswahlausschuss einen Kreiswahlvorschlag zurück, so kann binnen drei Tagen 
nach Bekanntgabe der Entscheidung Beschwerde an den Landeswahlausschuss eingelegt wer-
den. Beschwerdeberechtigt sind die Vertrauensperson des Kreiswahlvorschlages, der Bundes-
wahlleiter und der Kreiswahlleiter. Der Bundeswahlleiter und der Kreiswahlleiter können auch 
gegen eine Entscheidung, durch die ein Kreiswahlvorschlag zugelassen wird, Beschwerde erhe-
ben. In der Beschwerdeverhandlung sind die erschienenen Beteiligten zu hören. Die Entschei-
dung über die Beschwerde muss spätestens am 05. August 2021 getroffen werden.  
 
Die zugelassenen Kreiswahlvorschläge werden spätestens am 09. August 2021 öffentlich be-
kannt gemacht. 
 

12. Vordrucke  
 
Die erforderlichen Vordrucke nach den Mustern der BWO, und zwar 
 
a) Anlage 13 – Kreiswahlvorschlag 

b) Anlage 14 – Formblatt für eine Unterstützungsunterschrift (Kreiswahlvorschlag)  

c) Anlage 15 – Zustimmungserklärung / Versicherung an Eides statt der Bewerberin / des Be-

werbers 

d) Anlage 16 – Bescheinigung der Wählbarkeit 

e) Anlage 17 – Niederschrift über die Aufstellung der Wahlkreisbewerberin / des Wahlkreisbe-

werbers 

f) Anlage 18 – Versicherung an Eides statt der Versammlungsleitung  
 

können bei mir kostenfrei angefordert werden. Die Vordrucke stehen in Kürze auch im Internet-
Auftritt des Kreises Paderborn unter der Adresse www.kreis-paderborn.de unter der Rubrik Poli-
tik / Wahlen / Bundestagswahl 2021 im PDF-Format zur Verfügung. 
 

Vor der Nutzung der genannten Vordrucke bitte ich im Hinblick auf geänderte oder alternative 
Vordrucke unbedingt um vorherige Rücksprache mit dem Wahlamt des Kreises Paderborn 
unter den nachgenannten Telefonnummern. Für die Dauer der durch die Covid-19-Situation 
bedingten kontaktreduzierenden Maßnahmen bitte ich den Abgabetermin ebenfalls vorab tele-
fonisch zu vereinbaren. 

 
Vordrucke nach Anlage 14 – Formblatt für eine Unterstützungsunterschrift – können erst ange-
fordert werden, wenn die Bewerberin / der Bewerber aufgestellt ist (vgl. Punkt 7). 
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Im Übrigen verweise ich wegen Inhalt und Form der Kreiswahlvorschläge auf die Bestimmungen des 
BWG und der BWO. Weitere Auskünfte erteilen der Kreiswahlleiter oder dessen Beauftragte bei der 
Kreisverwaltung Paderborn, Aldegreverstraße 10 - 14, Amt 10, Zentrale Dienste, Büro des Kreista-
ges, Gebäudeteil A, Zimmer A.07.10 oder A.07.07, Tel.: 05251 308-1013, 308-1017 oder 308-1001. 
 
 
 
Paderborn, 15. April 2021 
 
 
 
gez. 
 
Christoph Rüther 
 
Kreiswahlleiter für den 
Wahlkreis 137 Paderborn 

 
 


